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Berlin, den      06.Juli 2015
Finanzservice



      


beschlossen am 14.07.2015

V o r l a g e

zur Beschlussfassung

für die Sitzung des Bezirksamtes am Dienstag, dem    7.2015
1. Gegenstand der Vorlage:
Vorlage zur Beschlussfassung durch die BVV gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 1 BezVG betr.


Entwurf des Bezirkshaushaltsplans 2016/2017
2. Berichterstatter:
Bezirksbürgermeisterin Schöttler

3. Beschlussentwurf:
Das Bezirksamt beschließt:

a) die beiliegende Vorlage
b) das weitere Vorgehen einschließlich der Vorgaben für die Haushaltswirtschaft 2016
c) den Verteilungsvorschlag der VZÄ-Zuschläge aus der AG „Wachsende Stadt“

d) ermächtigt die SE FinPers, Änderungen durch die technische Fortschreibung der Globalsumme der Senatsverwaltung für Finanzen und andere Änderungen in den Haushaltsplanentwurf einzuarbeiten und im Rahmen einer Nachschiebeliste dem Bezirksamt vorzulegen.

e) ermächtigt die SE FinPers, für die endgültige Fassung des Planentwurfs Änderungen der Globalsumme durch die Senatsverwaltung für Finanzen einzuarbeiten und redaktionelle Fehler zu berichtigen. 
4. Begründung:



zu a)

Das Bezirksamt hat in seiner Sitzung am 19.5.2015 eine Mitteilung in Haushaltsangelegenheiten für den Haushaltsplanentwurf 2016/2017 zur Kenntnis genommen und das weitere Vorgehen besprochen. 

Es wurde verabredet, aufgrund des sehr engen Zeitrahmens für die Haushaltsplanaufstellung 2016/2017 den einzelnen Bereichen zur konkreten Planung und zur Vorbereitung auf „Chefgespräche“ Unterlagen mit aus der Phase 3 errechneten Budgets zur Verfügung zu stellen. Die Bereiche waren aufgefordert, mit dem in Spalte 14 dargestellten Budget einen Haushaltsplanentwurf für 2016/2017 zu erstellen. 
Die Mitteilung in Haushaltsangelegenheiten wird der BVV nachrichtlich zur Verfügung gestellt.
Im Zeitraum vom 27. 5. 2015 bis 15.6.2015 fanden abteilungsbezogene Chefgespräche statt.
Im Rahmen der Chefgespräche hatten die Abteilungen die Möglichkeit, ihre Bedarfe, die über das errechnete Budget hinausgingen, zu begründen. Weiterhin wurde in den Chefgesprächen gemeinsam erörtert, wo ggf. Einsparpotentiale gesehen werden. Im Anschluss an die jeweiligen Chefgespräche waren die Bereiche aufgefordert, einen titelscharfen Haushaltsplanentwurf zu erstellen. 
Wie in den vergangenen Jahren waren für das zweite Jahr des Doppelhaushaltes die Ansätze grundsätzlich von 2016 nach 2017 zu spiegeln. Sofern andere Ansätze für 2017 erforderlich sind ( z.B. im Personalbereich, im Z-Teil aufgrund anderer Vorgaben etc. ), waren die angepassten Summen zu berücksichtigen. Der rechnerische Ausgleich für 2017 erfolgt zur Zeit auch durch das Einstellen von Pauschalen Minderausgaben im Kapitel 4500 Titel 97202. Die Höhe der in 2017 veranschlagten PMA wird im Rahmen der Nachschau von der SenFin beanstandet werden. Die konkrete Planung des Haushaltsjahres 2017 wird nach Mitteilung der SenFin zur Neuberechnung des Budgets für 2017neu Mitte 2016 erfolgen. 
Im Rahmen der Revision im Finanzservice wurde auch überprüft, ob die Vorgaben aus der Mitteilung in Haushaltsangelegenheiten der Anlage 3 (Leitlinien des Bezirks zur Veranschlagung 2016/2017 bzw. Festlegungen für die Haushalts- und Stellenwirtschaft 2016/2017), der Anlage 4  (Einnahmevorgaben E03, E04 und E05), Anlage 5 ( Vorgaben zur Mindestveranschlagung des T-Teils -ohne T-Rest- ) und Anlage 6 ( Vorgaben Z-Teil) umgesetzt wurden. 
Die Vorgaben wurden bei der Planung durch die Bereiche eingehalten. 
Hinsichtlich der Personalausgaben wird auf Anlage 3 verwiesen. Aufgrund der Obergrenzenverordnung zu § 26 BBesG ist ein obergrenzenkonformer Stellenplan vorzulegen unter Beachtung der von SenFin avisierten Änderungen.
Aufgrund des engen Zeitfensters werden zunächst nur das reine Zahlenwerk und der zur Zeit vorliegende Vorbericht zum Bezirkshaushaltsplan vorgelegt. Eine tiefergehende inhaltliche Revision der Anmeldungen der Bereiche war dem Finanzservice aus Zeitgründen überwiegend nicht möglich. 

Die Erläuterungen und die Stellenpläne werden zur Zeit weiterhin revidiert und nachgereicht. Lediglich die Erläuterungen für Kapitel 4500 sind zunächst der Vorlage beigefügt.

Die endgültigen Ergebnisse nach Revision der titelscharfen Anmeldungen und die weiterhin bestehenden Überschreitungen der Budgets sind der Anlage1 zu entnehmen. Der Haushaltsplanentwurf 2016 wies nach Revision eine Überschreitung in Höhe von 9.440,3 T€ auf. Dieser Betrag überstieg die zu verschlagende PMA, die mit 5,0 Mio Euro geplant ist. 
Um einen ausgeglichenen Haushalt aufstellen zu können, waren weitere Maßnahmen/Kürzungen notwendig und Vorgehensweisen festzulegen.
I. Nach den Vorgaben der Senatsverwaltung für Finanzen im  Aufstellungsrund-schreiben werden die Personalausgaben so bemessen, dass das tatsächlich vorhandene Personal ausfinanziert ist. Daher wird wie folgt verfahren:

Die bereits von den Bereichen angebotenen in der Haushaltswirtschaft 2016 zu erwirtschaftenden Pauschalen Minderausgaben (im Personalbereich) werden über die bisherigen Absetzungen bereits bei der Ansatzbildung der Personalausgaben (Titel 42201, 42801) berücksichtigt. . 
II. Die Ansätze der Titel 42201 werden um rund 1,498 Mio € linear abgesenkt, da sich aus der Diskussion in den Haushaltsgesprächen heraus ergeben hat, dass die der Haushaltsaufstellung zugrunde gelegten Durchschnittssätze für die planmäßigen Beamten im Vergleich zu den erwartenden Ist- Ausgaben zu hoch sind.
III. Auf die Veranschlagung von Sondermitteln (50 T €), Verstärkungsmitteln (Kürzung um 40 % auf 60 T €) sowie der Mittel für den Bürgerhaushalt (41 T€) wird verzichtet.

Die Maßnahmen I-III werden auch für 2017 vorgenommen, da ansonsten bezogen auf die Personalausgaben eine Beanstandung im Rahmen der Nachschau SenFin sehr wahrscheinlich ist.
Zu b) 
I.

Da die unter a) I. genannte Berücksichtigung der Belegung der PMA bereits bei der Ansatzbildung nicht unwesentliche Auswirkungen auf die Haushaltswirtschaft haben wird, gilt ab 01.01.2016 folgende haushaltswirtschaftliche Beschränkung: 

Die Abteilungen sind aufgefordert bis 31.03.2016, diese Absenkungen durch entsprechende Sperren im Stellenplan (die auch bei Bedarf im Laufe des Jahres verschoben werden können) zu belegen. Solange gelten die Regeln des Art. 89 VvB. Abteilungen, die diese Sperren belegt haben, unterliegen dann nicht mehr diesen haushaltswirtschaftlichen Beschränkungen. Umwandlungen von Personalmitteln in Sachmitteln sind grundsätzlich nur auf begründeten Antrag möglich. Die Entscheidung trifft die BzBm'in. Laufende Stellenbesetzungsverfahren werden weiter betrieben und können erfolgen.
II. Ein ausgeglichener Haushalt 2016 kann nur unter Veranschlagung einer Pauschalen Minderausgabe von rd. 5 Mio € aufgestellt werden. Sie wird im Kapitel 4500 Titel 97203 veranschlagt und abteilungsbezogen nach den bestehenden Defiziten im Haushalt dargestellt. In Anbetracht der Maßnahmen zu I bis III, die bereits die Belegung in der Haushaltsaufstellung berücksichtigt, kann nicht davon ausgegangen werden, dass die Auflösung der noch offenen PMA ohne weitere Maßnahmen erfolgen kann. 
Es muss daher bereits jetzt eine Vorstellung zur Belegung bestehen. Auch in Anbetracht der Zuweisungen 2017 ff. müssen Maßnahmen erfolgen, die über die bisherigen Strukturgespräche hinausgehen. Die möglichen Volumina sind noch nicht endgültig bezifferbar. 
1. Für den Bereich der konsumtiven Ausgaben (A 04, A 05 und A  09) gilt, dass nicht mehr als das Ist 2014 verausgabt wird, sofern der Ansatz 2016 höher veranschlagt wurde. Mittel in den Ansätzen über das Ist 2014 hinaus werden gesperrt. 

Über die Aufhebung der Sperre entscheidet auf begründeten Antrag BzBm’in
2. Alle derzeit freien und alle neu ab 01.01.2016 eingerichteten Stellen werden frühestens nach dem Votum des Hauptausschusses zum Berichtsauftrag über die Übersicht der freien Stellen und deren Mengenrelevanz und der Entscheidung im Rahmen der derzeitigen haushaltswirtschaftlichen Beschränkungen durch die BzBm'in besetzt.
3. Alle neu ab 01.01.2016 eingerichteten und gehobenen Stellen werden frühestens ab 01.07.2016 besetzt bzw. in Anspruch genommen, sofern sie nicht ohnehin bereits bei der Veranschlagung berücksichtigt wurden. Ausgenommen sind die Zuwächse aus der AG "Wachsende Stadt" und den weiteren durch SenFin zugesagten Zuwächsen (z. Bsp. durch Zielvereinbarungen).
4. Die Personalmittel, die nicht direkt zur Mengenbuchung herangezogen werden, müssen auf ihre Ausstattung überprüft werden:

•
Beauftragte

•
SE FinPers, Steuerungsdienst, Rechtsamt, SE FM

•
OE SPK

•
BVV- Büro

•
Gartenarbeitssschule

•
Z- Gruppen 

•
Leitungsbereich BzBm und Stadträte

Eine überschlägige Überprüfung erfolgt durch die SE FinPers in einem ersten Schritt bis 31.10.2015. Beabsichtigt sind Ausstattungsvergleiche, Prozessbetrachtungen, Entwicklung von Standards etc.
5. Größtes finanzielles Problem des Bezirks sind die Infrastrukturkosten. Hierzu sind über die bisherigen Maßnahmen hinaus folgende weitere zu prüfen:

•
Weitere Verdichtung durch erneute Festlegung von Büroraumnutzung (grundsätzliche Belegung von Räumen anhand der m² für einen Büroarbeitsplatz, Aktennutzung, Leitungsbereiche). Die konkrete Einpassplanung erfolgt durch die Bereiche selbst. In diesem Zusammenhang wird auch die bezirksinterne IT- Rahmenregelung, die nicht unwesentliche Abweichungen von den Mindestvorgaben des Gesetzgebers beinhaltet, überarbeitet und mit den Beschäftigtenvertretungen verhandelt werden.

•
Aufgabe Gemeinschaftshaus Lichtenrade und/oder perspektivisch auch Briesingstraße, Mehrfachnutzung von Schulen als Veranstaltungsort.

•
Prüfung der Option von Erbbaupachtverträgen für Obdachloseneinrichtungen etc.

•
Darstellung der Bedarfsentwicklung Schulplätze je Schultyp unter Berücksichtigung „Wachsende Stadt“ (incl. Raumplanung der Schulen)

•
Regelungen für Rathaus Schöneberg mit SenFin finden (Versuch, für die „repräsentativen Räume“ eine Sonderregelung im Rahmen der Budgetierung zu erreichen. Hier könnte ggf. auch die Abgabe der Bürodienstgebäude an die BIM von SenFin gefordert werden.)

•
Neubewertung der Dienstgebäude, vorrangig der Bürodienstgebäude, muss vorangetrieben werden. Als zweiter Schritt müssen die Schulen und dann die restlichen Fachgebäude folgen. 

•
Mehrfachnutzungen von Immobilien (Jugend, Schule, Soz)
6. Die sog. Freiwilligen Transferleistungen (TRest) sind in ihrer Struktur mit dem Ziel zu überprüfen, die Budgetierungsbilanz der einzelnen Projekte deutlich zu verbessern. Eine Prüfung durch die Fachabteilungen erfolgt bis zur ersten Lesung im Hauptausschuss der BVV.
7. Entscheidung innerhalb der Haushaltsberatungen über die Zukunft/ Ausstattung der weiter verbleibenden Bibliotheksstandorte (Festlegung auch einer Anzahl). Dazu gehört auch ein Konzept zur Darstellung der Möglichkeit, die verbleibenden Einrichtungen mit dem vorhandenen Personal zu betreiben mit dem Ziel eines positiven Ergebnisses in der Budgetierung. Die Konzepterstellung durch die Fachabteilung erfolgt bis zur ersten Lesung des Hauptausschusses.
8. Hinsichtlich der Belegung der PMA in 2016 werden Quartalsgespräche mit den Abteilungsleitungen geführt, beginnend ab April 2016, ggf. auch in kürzeren Abständen. Daraus können sich weitere haushaltswirtschaftliche Restriktionen ergeben. Dem Bezirksamt wird regelmäßig über die Erledigung der vorstehenden Aufträge berichtet.
Zu c)
Die Mittel für die Ergebnisse aus der AG Wachsende Stadt werden entsprechend der Anlage 2 auf die Bereiche verteilt. 
Die über den Umsetzungsbetrag hinausgehenden Anmeldungen werden im Rahmen des Controllings in einer Basiskorrektur angemeldet. Bis zu dieser Gesamthöhe kann in Erwartung der Basiskorrektur bewirtschaftet werden.  

Zu d) 

Im Juli 2015 wird eine technische Fortschreibung der Zuweisung 2016/2017 durch die SenFin erwartet. Aufgrund des sehr engen Zeitrahmens bei der Revision des Haushaltsplanentwurfes im Bezirk sind ggf. auch noch weitere Korrekturen nötig. Über erforderliche Änderungen wird das Bezirksamt über eine Nachschiebeliste des Finanzservices informiert. 

zu e)

Mögliche Änderungen sind auch im Rahmen der Nachschau der Bezirkspläne im Abgeordnetenhaus im November zu erwarten. Sie müssen für die endgültige Fassung in den Planentwurf eingearbeitet werden.
5. Rechtsgrundlage:


§ 26 a LHO

6. Auswirkungen auf die Gleich-

    stellung  der Geschlechter

keine

7.  Haushaltsmäßige/ Personal-

     wirtschaftliche Auswirkungen 
siehe beiliegende Vorlage
8.  Nachhaltigkeit (siehe Anlage)
keine

9.  Unterrichtung BVV


Die  BVV wird umgehend über die Vorlage   
unterrichtet.
10. Mitzeichnung
keine erforderlich

Angelika Schöttler
Bezirksbürgermeisterin
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